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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Bericht «Modernisierung des Familienrechts» in Erfüllung eines Postulats Fehr (sp,
ZH; Po. 12.3607) sowie mehrere Bundesgerichtsentscheide aus jüngerer Vergangenheit
wiesen darauf hin, dass das schweizerische Abstammungsrecht nicht mehr zeitgemäss
sei. Zu diesem Schluss kam die RK-SR und reichte im August 2018 ein Postulat ein, das
den Bundesrat auffordert, einen Bericht über den Reformbedarf im
Abstammungsrecht zu erstellen und allenfalls Empfehlungen für eine kohärente
Gesetzesrevision darzulegen. Das geltende fortpflanzungsmedizinische Verbot der Ei-
und Embryonenspende sowie der Leihmutterschaft soll dabei nicht infrage gestellt, die
Tatsache, dass in der Schweiz verbotene Reproduktionsmethoden zunehmend im
Ausland in Anspruch genommen werden, aber auch nicht ausser Acht gelassen werden.
Der Bundesrat unterstützte das Anliegen. Bundesrätin Simonetta Sommaruga sagte vor
dem Ständeratsplenum im Dezember 2018, die Schweiz täte gut daran, sich dieser
Fragen anzunehmen, wie es Frankreich und Deutschland bereits getan hätten. Der
Ständerat überwies das Postulat stillschweigend an den Bundesrat. 1

POSTULAT
DATUM: 12.12.2018
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Seit mehreren Jahren befinden sich unter dem Oberbegriff „Justizreform“ sowohl die
Organisation als auch der Ablauf der Rechtspflege auf Bundes- und Kantonsebene in
einer tiefgreifenden Umgestaltung. Stichwörter dazu sind die neuen Bundesgerichte
und die Vereinheitlichung der Prozessordnungen. Der Ständerat verlangte nun vom
Bundesrat mit der Überweisung eines Postulats Pfisterer (fdp, AG) kurze
Zwischenberichte und einen abschliessenden Bericht über die Wirksamkeit dieser
Reformen. 2

POSTULAT
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Gegen den Willen des Bundesrates, der dafür keine Mittel freigeben wollte, überwies
der Nationalrat ein Postulat Gross (sp, ZH), das die Regierung ersucht, eine Analyse in
Auftrag zu geben, welche den Einfluss des Einsatzes von finanziellen Mitteln auf die
Meinungsbildung bei Volksabstimmungen erforscht. 3

POSTULAT
DATUM: 05.10.1995
HANS HIRTER

Die Bundesverwaltung baute ihr über Internet elektronisch abfragbares
Informationsangebot im Berichtsjahr weiter aus. Eine Nutzung des Internet für die
Stimmabgabe bei Volksabstimmungen erscheint dem Bundesrat und dem Parlament
angesichts der technischen Probleme (Kontrolle, Fälschungsgefahr) jedoch wenig
sinnvoll. Der Nationalrat lehnte deshalb die Überweisung eines Postulats de Dardel (sp,
GE) ab, der sich davon eine Verbesserung der Stimmbeteiligung bei den Jungen
versprochen hatte. 4

POSTULAT
DATUM: 19.09.1996
HANS HIRTER

In der Frühjahrssession lehnte der Nationalrat ein Postulat Waber (edu, BE) ab, das die
Einführung des Wahlsystems «Doppelter Pukelsheim» ohne Mindestquorum verlangt
hatte. Bei dieser zuerst im Kanton Zürich und anschliessend auch in einigen weiteren
Kantonen eingeführten Methode wird für die Mandatszuteilung der im gesamten
Wahlgebiet erzielte Stimmenanteil berücksichtigt. In einem zweiten Schritt werden die
von einer Partei erhaltenen Sitze dann auf die Wahlkreise verteilt. Mit dieser Methode
sinkt das „natürliche Quorum“, d.h. der für ein Vollmandat für eine Partei erforderliche
Stimmenanteil auf einen sehr niedrigen Wert. Es würde für die Wahlen in den
Nationalrat mit seinen 200 Sitzen knapp 0,5% betragen; Wabers EDU hätte mit diesem
System 2007 mindestens zwei Sitze statt nur einen erhalten. 5

POSTULAT
DATUM: 20.03.2008
HANS HIRTER
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Easyvote, ein Projekt des Dachverbandes Schweizer Jugendparlamente (DSJ) war
Gegenstand zweier Postulate. Die an Jugendliche gerichtete Broschüre vermittelt
politisch objektiv jeweils die Inhalte anstehender Volksabstimmungen. Insgesamt hat
die Broschüre eine Auflage von 59‘000 Exemplaren. Das noch nicht behandelte Postulat
Amaudruz (svp, GE) will prüfen lassen, ob mit den Abstimmungsunterlagen auf die
Internetseite von Easyvote hingewiesen werden könnte. Das im Nationalrat abgelehnte
Postulat Reynard (sp, VS) hätte eine Prüfung einer möglichen finanziellen Unterstützung
von Gemeinden verlangt, damit diese ihren Jungbürgerinnen und -bürgern die
Abstimmungshilfe gratis abgeben können. Der Bundesrat informierte in seinen
jeweiligen Stellungnahmen, dass er das Projekt bereits seit 2013 im Rahmen des Kinder-
und Jugendförderungsgesetzes mit insgesamt CHF 300‘000 unterstütze und jeweils die
elektronische Version der Abstimmungserläuterungen zur Verfügung stelle, die Easyvote
als primäre Quelle für eigene, zur Verfügung gestellte Informationen verwende. Zum
Postulat Reynard fügte die Regierung an, dass die Organisation von Abstimmungen und
Wahlen den Kantonen obliege und sich der Bund auch aus grundsätzlichen
Überlegungen nicht an Informationsprodukten beteiligen wolle. Würden dort nämlich
fehlerhafte oder widersprüchliche Informationen verbreitet, so könnte dies negative
Folgen für den Bund haben. Der Bund konzentriere seine Information deshalb auf das
Bundesbüchlein. 6

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
MARC BÜHLMANN

Im März 2016 ereilte das Postulat Céline Amaudruz (svp, GE) letztlich das gleiche
Schicksal wie das Anliegen von Mathias Reynard (sp, VS): Es wurde nicht weiter
berücksichtigt. Ihr Vorstoss, der vorgeschlagen hätte, auf den offiziellen
Abstimmungsunterlagen einen Verweis auf die Internetseite von Easyvote anzubringen,
wurde abgeschrieben, weil er seit mehr als zwei Jahren hängig war.

POSTULAT
DATUM: 18.03.2016
MARC BÜHLMANN

Er sei erstaunt, dass man ein solches Postulat bekämpfen könne, so Marco Romano
(cvp, TI) anlässlich der Diskussion zu seiner Idee einer Roadmap für die elektronische
Stimmabgabe. In der Tat war das vom Bundesrat zur Annahme empfohlene Postulat von
Thomas Aeschi (svp, ZG) bekämpft worden, was eine Debatte im Rat nötig machte. Die
Idee des Tessiner CVP-Vertreters war es, neuen Schwung in die gebremste Entwicklung
bei der elektronischen Stimmabgabe zu bringen. Von einer vom Bundesrat zu
erstellenden Roadmap, mit der die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen und
die Rolle der öffentlichen Hand definiert werden soll, versprach sich Romano eine
proaktive und koordinierende Unterstützung durch den Bund und so einen neuen
Input. Darüber hinaus soll das Problem der Quellcodes angegangen werden. Thomas
Aeschi verteidigte die Bekämpfung des Postulats mit drei Argumenten. Erstens handle
es sich um einen Eingriff in den Föderalismus, mit dem Aufgaben der Kantone an den
Bund delegiert würden. Es sei hinzunehmen, dass sich die Kantone in dieser Sache
unterschiedlich stark engagieren. Zweitens sei auch der im Postulat angedeutete Zwang
zur Offenlegung des Quellcodes zu hinterfragen. Auch hier sei offen zu lassen, welches
System von den Kantonen präferiert werde. Drittens schliesslich wehre sich die SVP
gegen mehr Regulierung. Auch dieses Postulat resultiere lediglich in einem weiteren
Bericht, der nichts bringe, aber einiges koste. Bundeskanzler Thurnherr verteidigte die
Unterstützung des Bundesrates. Mit der Roadmap sollen die Anliegen der Kantone und
des Bundes gemeinsam in einem Planungsinstrument zusammengefasst werden. Es
gehe also nicht um eine Order von oben nach unten, sondern um eine Koordination der
unterschiedlichen kantonalen Ziele und Zeitpläne. Bei der Offenlegung der Quellcodes
gebe es zudem keine unterschiedlichen Systeme, sondern dabei handle es sich um die
unbestrittene Selbstverpflichtung der Betreiber der verschiedenen Angebote. Die
Mehrheit der grossen Kammer – bestehend aus 121 Stimmen – sprach sich für einen
Bericht aus, der auch eine Standortbestimmung bringen soll. Die 68 Gegenstimmen
stammten vorwiegend aus der SVP-Fraktion, wobei Franz Grüter (svp, LU) sowie die
Lega-Vertreterin Roberta Pantani (lega, TI) abwichen und das Postulat unterstützten;
Roger Golay enthielt sich der Stimme. 7

POSTULAT
DATUM: 14.09.2016
MARC BÜHLMANN

Einen Bericht zu einer medienbruchfreien Stimmabgabe fordert Marcel Dobler (fdp,
SG) in seinem Postulat. Das im Moment in einigen Kantonen praktizierte Vote
électronique sei nämlich noch kein echtes E-Voting-Verfahren, sondern lediglich eine
Alternative zur brieflichen oder physischen Stimmabgabe im Wahllokal. Alle Unterlagen,
inklusive des als Authentifizierung dienenden Stimmrechtsausweises, werden nach wie
vor in Papierform zugestellt. Ein Vorteil der Digitalisierung sei nun aber, dass alle
Unterlagen elektronisch abrufbar wären. Der Bundesrat hatte zwar die Annahme des

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
MARC BÜHLMANN
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Postulats beantragt, dieses wurde allerdings von Franz Grüter (svp, LU) bekämpft, so
dass es in der Sommersession recht eingehend diskutiert wurde. Grüter machte dort
geltend, dass sich mit dem Schlagwort Digitalisierung nicht alles rechtfertigen lasse. Mit
E-Voting werde die Demokratie gefährdet. Cyberkriminalität mache vor E-Voting-
Systemen nicht halt – der selber in der IT-Branche tätige Luzerner erwähnte die
vermuteten Wahlmanipulationen in den USA, in Frankreich und in England – und es
gebe nach wie vor grosse Sicherheitsmängel. Dies sei mit dem demokratischen hohen
Anspruch, der an die Sicherheit von Wahlen und Abstimmungen gestellt werde, nicht
vereinbar. Es sei deshalb besser, auf Experimente zu verzichten. In der Debatte wurde
darauf hingewiesen, dass es sich ja nur um einen Bericht und nicht um die Einführung
eines neuen Systems handle und dass auch die Briefwahl letztlich nicht vor
Manipulation gefeit sei. Zudem funktioniere E-Voting für Auslandschweizerinnen und
-schweizer gut. Bundeskanzler Thurnherr zeigte sich überrascht über die
Grundsatzdiskussion. Der Bundesrat habe ja eigentlich schon Anfang April 2017
beschlossen, die Versuchsphase von E-Voting zu beenden und in den ordentlichen
Betrieb zu überführen. Eine Expertengruppe würde nun die Fragen, die in der
Diskussion aufgeworfen und vom Postulat angeregt worden seien, genauer prüfen.
Deshalb sei der Bundesrat auch für eine Annahme des Vorstosses. Dass die
flächendeckende Einführung von E-Voting wohl noch auf Widerstand stossen wird,
zeigte sich am Abstimmungsresultat. Zwar wurde das Postulat mit 87 zu 73 Stimmen bei
12 Enthaltungen angenommen. Die Grüne Fraktion (8 Nein-Stimmen und 2
Enthaltungen), die SVP-Fraktion (60 Nein-Stimmen und eine Enthaltung) sowie
vereinzelte Mitglieder aller restlichen Fraktionen – mit Ausnahme der BDP-Fraktion, die
geschlossen Ja stimmte – zeigten sich aber eher skeptisch. 8

Diskussionslos nahm der Nationalrat ein Postulat Tuena (svp, ZH) an, das den Bundesrat
auffordert abzuklären, ob künftig bei obligatorischen Referenden die
Minderheitsmeinung in den Abstimmungserläuterungen Platz finden soll. Die Komitees
von Initiativen und von fakultativen Referenden erhalten in den
Abstimmungserläuterungen jeweils Platz, um ihre Position zu verteidigen. Tuena machte
geltend, dass es auch bei Verfassungsänderungen im Parlament häufig eine
Minderheitenposition gebe, die allerdings bei Abstimmungen nicht auf dem offiziellen
Weg via Bundesbüchlein Gehör fände. Die Idee des Zürchers stiess unter seinen
Ratskolleginnen und -kollegen auf grossen Widerhall. Das Begehren fand nicht weniger
als 130 Mitunterzeichnende aus allen politischen Lagern. Auch der Bundesrat
signalisierte seine Bereitschaft, das Postulat im Rahmen der geplanten Erneuerungen
seiner Abstimmungserläuterungen zu prüfen. 9

POSTULAT
DATUM: 16.06.2017
MARC BÜHLMANN

«Easyvote» ist ein Projekt des Dachverbandes der Schweizer Jugendparlamente (DSJ),
in dem jeweils vor Abstimmungen auf der Basis der Abstimmungserläuterungen des
Bundesrates eine leicht verständliche und informative Informationsbroschüre erstellt
wird, mit dem Ziel, die politische Partizipation Jugendlicher und junger Erwachsener zu
fördern. Schon zwei Mal waren parlamentarische Vorstösse mit dem Ziel, die
Organisation Easyvote stärker zu unterstützen, erfolglos geblieben. Dieses Schicksal
ereilte auch das Postulat Seiler Graf (sp, ZH), das den Bundesrat aufforderte zu prüfen,
wie ein Versand der Easyvote-Broschüre in alle Gemeinden unterstützt werden könnte.
Dem Bund sei die Partizipation Jugendlicher wichtig, versicherte Bundeskanzler Walter
Thurnherr, der die Haltung der Regierung vertrat. Er unterstütze den DSJ deshalb auch
mit rund CHF 1 Mio. pro Jahr, wobei rund ein Fünftel der Summe an Easyvote gehe. Der
Bundesrat sei aber gesetzlich verpflichtet, vor Abstimmungen zu informieren. Diese
Pflicht nehme er mit Hilfe der Abstimmungserläuterungen wahr, die vom Bundesgericht
gar als Materialien der Gesetzgebung betrachtet würden. Die Regierung könne aber
keine von Dritten erstellten Informationsangebote unterstützen, weil sie dann
garantieren müsste, dass die Informationen richtig, neutral und sachlich sind, und sie
im Sinne der Gleichbehandlung auch anderen Organisationen, Parteien oder Verbänden
unter die Arme greifen müsste. Mit 52 zu 137 Stimmen (bei einer Enthaltung) folgte die
Mehrheit der Volkskammer dieser Argumentation und lehnte das Postulat ab. Dabei
zeigte sich ein Graben zwischen links-grün – unterstützt von den beiden EVP-
Mitgliedern – und allen anderen Fraktionen. 10

POSTULAT
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Mit seinem Bericht zu den Minderheitsmeinungen in den Abstimmungserläuterungen
erachtete der Bundesrat das Postulat Tuena (svp, ZH) als erledigt. Dies sah in der
Herbstsession 2020 auch der Nationalrat so und schrieb den Vorstoss stillschweigend
ab. 11

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Auslandschweizer

Le Conseil national a transmis un postulat Aguet (ps, VD) invitant le gouvernement à
reprendre les pourparlers relatifs à un traité de transfèrement avec les autorités
thaïlandaises afin que les ressortissants suisses incarcérés en Thaïlande aient la
possibilité de purger leur peine sur le territoire national dans des conditions de
détention meilleures. 12

POSTULAT
DATUM: 21.12.1995
LIONEL EPERON

Conformément au postulat Aguet (ps, VD) transmis en 1995 par le Conseil national, les
autorités fédérales ont mené un nouveau round de négociations avec la Thaïlande en
vue de régler le sort des prisonniers helvétiques incarcérés dans les geôles
thaïlandaises. A l'issue de ces pourparlers, les délégations des deux Etats ont paraphé
un traité reconnaissant le droit aux ressortissants suisses et thaïlandais d'accomplir
leur peine de prison dans leur pays d'origine. 13

POSTULAT
DATUM: 22.10.1996
LIONEL EPERON

Weitere Unterstützung für Schweizer im Ausland forderte ein Postulat Abate (fdp, TI),
welches der Nationalrat im September an den Bundesrat überwies. Damit wird die
Regierung aufgefordert, einen Bericht über das konsularische Angebot für
Auslandschweizer zu erstellen und darin die Wirksamkeit und Effizienz dieser
Strukturen, insbesondere hinsichtlich möglicher Krisenfälle darzulegen. 14

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KÄPPELI

Au mois de septembre, le Conseiller aux Etats Graber (pdc, LU) a déposé un postulat
chargeant le Conseil fédéral d'analyser la possibilité de créer un centre de
renseignement pour les Suisses de l'étranger qui fournirait une première information
sur ce qu'est un comportement conforme aux règles applicables dans l’État hôte dans
le domaine de la fiscalité et des autres questions financières. Cette mesure
représenterait un soutien nécessaire pour les Suisses de l'étranger étant donné que les
domaines de la finance et de la fiscalité sont devenus très complexes dans les divers
États hôtes. En plus de cela, il s'avère de plus en plus difficile d'ouvrir un compte
auprès d'une banque suisse lorsqu'on vit à l'étranger. Le postulat demande que la loi
sur la poste et les dispositions d'exécution inscrites dans l'ordonnance sur la poste
soient modifiées afin que la PostFinance SA offre également aux Suisse de l'étranger la
possibilité d'ouvrir et de gérer un compte pour le trafic de paiements. 
Le Conseil fédéral a proposé d'accepter ce postulat dans son message du 19 novembre,
le Conseil des Etats a adopté la proposition lors de la session d'hiver. Dans son
discours, le postulant a souligné que ces mesures seraient pour la Confédération une
manière de contribuer à renforcer les liens avec les Suisses de l'étranger, comme cela
est inscrit dans l'article 40 de la Constitution. 15

POSTULAT
DATUM: 08.12.2014
CAROLINE HULLIGER

Wirtschaft
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Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

Le parlementaire Hans-Peter Portmann (plr, ZH) a pointé du doigt l'égalité de
traitement en terme de prestataire de services financiers suisses à l'étranger et
étrangers en Suisse. Il a donc déposé un postulat pour que le Conseil fédéral dresse un
rapport sur les règles en vigueur en Suisse pour les prestataires étrangers de services
financiers. L'objectif est notamment de présenter les changements induits par la loi sur
les services financiers (LSFin) et la loi sur les établissements financiers (LEFin),
d'examiner les règles imposées à l'étranger aux prestataires de services financiers
helvétiques, et d'étudier la possibilité d'imposer une obligation de domicile en Suisse
pour les prestataires de services financiers étrangers. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il a indiqué que ces différents points
avaient déjà été traités lors des travaux de construction de la nouvelle LSFin. Le
postulat a été classé car le Parlement ne l'a pas examiné dans le délai imparti de deux
années.

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Mit einem im Jahr 2015 eingereichten Postulat wollte der Walliser Nationalrat Mathias
Reynard (sp) vom Bundesrat wissen, ob statt der geplanten – und im Kanton Wallis stark
umstrittenen – elektrischen Oberleitung auch der Bau einer unterirdischen
Hochspannungsleitung zwischen Chamoson (VS) und Ulrichen (VS) in die Planung des
Schweizer Stromnetzes aufgenommen werden könnte. Der Postulant argumentierte,
dass durch Freileitungen viele negative Effekte in den Bereichen Gesundheit sowie
Lärmbelastung für die Anwohnerinnen und Anwohner entstünden und das
Landschaftsbild, der Wert der Liegenschaften und der Tourismus darunter leiden
würden. Eine entsprechende Machbarkeitsprüfung durch Fachleute im Auftrag des
Kantons Wallis sei positiv ausgefallen. Zudem sei es möglich, dass das Parlament eine
Erdverkabelungspflicht für Hochspannungsnetze ins StromVG (Bundesgesetz zum Um-
und Ausbau der Stromnetze) aufnehme, mutmasste der Postulant. 
Dem entgegnete Energieministerin Doris Leuthard in der Frühjahrssession 2017 im
Nationalrat, dass aufgrund des ständerätlichen Erstrat-Entscheids in den Beratungen
zum Um- und Ausbau der Stromnetze wohl keine Bodenverlegungspflicht für
Hochspannungsleitungen ins Gesetz kommen werde. Zudem sei es nicht angebracht, in
laufende Verfahren einzugreifen; Beschwerden gegen den Plangenehmigungsentscheid
für den Bau der Hochspannungsleitung seien derzeit beim Bundesgericht hängig. Der
Nationalrat liess sich jedoch von der ablehnenden Haltung des Bundesrats nicht
überzeugen und nahm das Anliegen mit 127 zu 60 Stimmen bei fünf Enthaltungen an. 16

POSTULAT
DATUM: 09.03.2017
MARCO ACKERMANN

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Ein Postulat Vermot (sp, BE), welches anregte, der Bundesrat solle sich doch noch
einmal eingehend mit der Frage einer möglichen Nachzahlung von fehlenden AHV-
Beitragsjahren befassen, wurde mit Zustimmung des Bundesrates überwiesen. Bei der
Beratung der 10. AHV-Revision war - vor allem aus Rücksicht auf die
Auslandschweizerinnen und -schweizer - beschlossen worden, dass ab 1990, je nach
Beitragsdauer, bis zu drei Jahre rückwirkend angerechnet werden können. Vermot
begründete ihren Vorstoss damit, dass dieser Zeitraum je nach persönlicher Biographie
völlig ungenügend sei. 17

POSTULAT
DATUM: 20.06.1997
MARIANNE BENTELI
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Krankenversicherung

Le Conseil national a adopté par 129 voix contre 58 un postulat Cassis (plr, TI) chargeant
le Conseil fédéral d’évaluer les conséquences d’un arrêt du Tribunal fédéral limitant la
prise en charge par la LAMal d’une maladie lorsque les coûts des prestations sont très
importants. Le postulant charge donc le Conseil fédéral d’étudier les questions des
limites de la solidarité sociale, des instruments permettant de fixer cette limite, du rôle
d’une agence nationale d’évaluation et de la possibilité de créer un fonds pour les
patients souffrant de maladie rare potentiellement touchés par la décision du Tribunal
fédéral. Seule la gauche s’est massivement opposée au postulat. 18

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil national a adopté un postulat Pfister (pdc, ZG) chargeant le Conseil fédéral
d’examiner l’opportunité de créer une commission statuant sur les cas extrêmes où la
prise en charge par les caisses-maladie des coûts élevés de certaines maladies rares est
contestée suite à un arrêt du Tribunal fédéral. Le postulant estime qu’une telle tâche
peut être confiée à une commission composée de représentants des caisses, de
médecins, d’éthiciens et de psychologues au lieu d’engager une procédure auprès du
Tribunal fédéral. 19
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Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Lors de la session d'automne 2019, le Conseil national a adopté à l'unanimité un
postulat Schwander (udc, SZ), qui demandait de prendre la situation des enfants au
sérieux. Le postulat réclame la rédaction d'un rapport qui présenterait les modalités
d'une réglementation donnant à tous les enfants en Suisse les mêmes droits,
indépendamment de l'état civil de leurs parents. Cette demande découle de la situation
actuelle, où les conditions de procédure au Tribunal fédéral sont réglées différemment
selon que les parents de l'enfant sont mariés ou non. 20
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